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Einheitliche Gesundheitsversorgung für Ukraine-
Geflüchtete gefordert 
 
Servicehotline auf Ukrainisch ab sofort erreichbar 
 
Die IKK Südwest spricht sich für einen bundeseinheitlichen und flächendecken-

den Zugang zur medizinischen Versorgung für Geflüchtete aus. Ziel muss es 

sein, den Menschen aus der Ukraine schon von Beginn an einen einfachen und 

gleichberechtigten Zugang zu medizinischen Leistungen über die elektronische 

Gesundheitskarte (eGK) zu gewähren. Für die Geflüchteten hat die IKK Südwest 

jetzt eine russisch-ukrainisch sprechende Servicehotline geschaltet. 

 

„Aktuell ist die die Gesundheitsversorgung von Ukraine-Geflüchteten nicht bundesein-
heitlich geregelt, verbunden mit zusätzlicher Belastung und Aufwand für diese Men-
schen“, so Daniel Schilling, Vorstand der IKK Südwest. Die Krankenbehandlung erfolgt 
in der Regel nach der Ausgabe von Behandlungsscheinen. „Damit eine rasche und 
unkomplizierte gesundheitliche Versorgung auch von traumatisierten, schwangeren 
und erkrankten Geflüchteten aus der Ukraine erfolgen kann, sind bundeseinheitliche 
Regelungen, die verpflichtend für alle Beteiligten gelten, unabdingbar.“  

Bereits seit Beginn des Ukraine-Krieges setzt sich die IKK Südwest für die medizini-
sche Versorgung der Geflüchteten ein und hat dafür gemeinsam mit den gesetzlichen 
Krankenkassen eine Rahmenvereinbarung mit dem Land Rheinland-Pfalz für die auf-
tragsweise Betreuung von Geflüchteten in Gesundheitsangelegenheiten geschlossen, 
der jedoch bisher nicht alle Kommunen beigetreten sind.  

„Analoge Vereinbarungen in Hessen und im Saarland existieren bedauerlicherweise 
nicht. Die gesetzlichen Krankenkassen sollten die gesamte Abwicklung übernehmen, 
auch die Ausgabe der Chipkarten. Das spart Verwaltungsaufwand bei den Kommunen 
und führt auch bei Kliniken, Ärzten und Apotheken zu unbürokratischeren Abwicklung.“ 

Presseinformation 



  

 
Ukrainisch-sprechende Servicehotline startet 
 
Die IKK Südwest hat jetzt eine Servicehotline speziell für Geflüchtete aus der Ukraine 
eingerichtet, unter der grundsätzliche Fragen zur medizinischen Versorgung und zur 
gesetzlichen Krankenversicherung geklärt werden können. Thomas Bost, Leiter Ser-
vicecenter und Koordinator der Ukraine-Hilfe bei der IKK Südwest, erklärt: „Geflüchte-
te haben grundlegende, oft rudimentäre Gesundheitsfragen, weil ihnen weder Land 
noch Gesundheitssystem vertraut sind. Das betrifft zum Beispiel das richtige Verhalten 
im Notfall und die Funktionsweise eines Arztbesuchs. Andere wollen wissen, wie sie 
an Medikamente kommen. Ukrainisch-sprechende Kolleginnen und Kollegen der IKK 
Südwest haben sich bereit erklärt, Hilfesuchenden bei diesen Anliegen schnell und 
unkompliziert zu helfen.“ 

Die Servicehotline ist von Montags bis Freitags zwischen 09.00 Uhr und 16.00 Uhr 
unter 0800/0 119 110 erreichbar. Zusätzlich dazu können Hilfesuchende auch über 
ukraine@ikk-sw.de ihr Anliegen an das Service-Team richten. 

Darüber hinaus hat die IKK Südwest umfangreiche Informationen zur medizinischen 
Versorgung in Ukrainisch auf ihrer Webseite bereitgestellt unter:  

www.ikk-suedwest.de/faq-gefluechtete-aus-der-ukraine 

 

Hintergrund 

 

Innerhalb der ersten 18 Aufenthaltsmonate ist grundsätzlich die jeweilige Sozialbehör-
de für die Sicherstellung der Krankenbehandlung verantwortlich. Die Krankenbehand-
lung erfolgt in der Regel nach der Ausgabe von Behandlungsscheinen. Allerdings 
wurde bereits im Jahr 2016 eine Vereinbarung zur Betreuung von Asylbewerbern mit 
dem Bundesland Rheinland-Pfalz geschlossen. Hiernach übernehmen die teilneh-
menden Krankenkassen die Betreuung von Asylbewerbern bereits vor Ablauf der 18 
Monate. Die IKK Südwest ist hierbei für die Betreuung von Asylbewerbern der kreis-
freien Städte Mainz, Landau und Neustadt a. d. Weinstraße sowie des Landkreises 
Südliche Weinstraße zuständig. Voraussetzung dafür ist jedoch der Beitritt der jeweili-
gen Stadt bzw. des jeweiligen Landkreises zur Rahmenvereinbarung, was aber nicht 
verpflichtend ist. Für das Saarland und Hessen existiert aktuell keine derartige Rah-
menvereinbarung. 
 
 
Die IKK Südwest  

Aktuell betreut die IKK Südwest mehr als 630.000 Versicherte und über 90.000 Betrie-
be in Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saarland. Versicherte und Interessenten kön-
nen auf eine persönliche Betreuung in unseren 21 Kundencentern in der Region ver-
trauen. Darüber hinaus ist die IKK Südwest an sieben Tagen in der Woche rund um 
die Uhr über die kostenfreie IKK Service-Hotline 0800/0 119 119 oder www.ikk-
suedwest.de zu erreichen. 


